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III

Vorwort

Der Bauphysik-Kalender feiert dieses Jahr seine 20.
Ausgabe. Seit seinem ersten Erscheinen im Jahre 2001
stellt der Bauphysik-Kalender ein aktuelles, verläss-
liches und praxisgerechtes Nachschlagewerk auf al-
len Teilgebieten der Bauphysik dar. Der Begründer
des Bauphysik-Kalenders, Herr Univ.-Prof. em. Dr.
Erich Cziesielski, hatte bereits damals erkannt, dass die
bauphysikalischen Überlegungen auf den Teilgebie-
ten Wärme-, Feuchte-, Schall- und Brandschutz sowie
Licht im Bauplanungsprozess immer mehr an Bedeu-
tung gewinnen und dass es an der Zeit war, neben den
Beton-, Mauerwerk- und Stahlbau-Kalendern auch ei-
nen Bauphysik-Kalender herauszugeben. Die folgen-
den Ziele wurden dabei für den Bauphysik-Kalender
festgelegt:
– Schaffung eines Überblickes über die neuesten Re-

gelwerke und Normen auf dem Gebiet der Bau-
physik.

– Bauphysikalische Simulations- und Berechnungs-
verfahren werden vorgestellt und erläutert.

– Die konstruktive Ausbildung ausgewählter Bauteile
und Bauwerke unter Beachtung bauphysikalischer
Kriterien wird dargestellt.

– Materialtechnische Grundlagen sowie materialtech-
nische Tabellen werden zur Verfügung gestellt.

Der diesjährige Bauphysik-Kalender befasst sich mit
dem Schwerpunktthema Bau- und Raumakustik, ein

Thema, dass eines der wichtigsten Qualitätskriterien
bei der Bewertung von Gebäuden bzw. Räumen in al-
len Kategorien darstellt. Er enthält neben den jährlich
aktualisierten und in Abschnitt D abgedruckten Bei-
trägen zu den materialtechnischen Tabellen insgesamt
21 Beiträge, die das Gebiet der Bau- und Raumakus-
tik in drei Rubriken, nämlich zu den Regelwerken, zu
bauphysikalischen Planungs- und Nachweisverfahren
sowie zu der konstruktiven Ausbildung von Bauteilen
und Bauwerken sowohl im Neubau als auch im Be-
stand umfassend abdecken und die neuesten Erkennt-
nisse auf diesen Gebieten vorstellen.
Der Bauphysik-Kalender 2020 will mit seiner Beitrags-
vielfalt den Bogen von der Forschung zur Praxis und
vom Planungsbüro zur ausführenden Firma spannen
und dabei auf neueEntwicklungen und Tendenzen hin-
weisen. Er stellt eine solide Arbeitsgrundlage sowie ein
aktuelles Nachschlagewerk nicht nur für die Praxis,
sondern auch für Lehre und Forschung dar. Für kriti-
sche Anmerkungen sind die Autoren, der Herausgeber
und der Verlag dankbar.
Der Herausgeber möchte an dieser Stelle allen Autoren
für ihre Mitarbeit und dem Verlag für die angenehme
Zusammenarbeit herzlichst danken.

Hannover, im November 2019
Nabil A. Fouad
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1 Aktuelle Herausforderungen
im städtebaulichen Lärmschutz

Der städtebauliche Lärmschutz steht in Deutschland
aktuell vor einigen Herausforderungen:
– Die demographische Entwicklung verläuft In

Deutschland uneinheitlich. Während in der Flä-
che mit einem Bevölkerungsschwund zu rechnen
ist, sind einige Ballungsräume Wachstumsgebiete.
Dort zeigen die explodierenden Mieten und Immo-
bilienpreise einen Mangel an bezahlbarem Wohn-
raum auf. Beim Wohnungsbau wird aus Gründen
des Umweltschutzes der Vorrang der Innenentwick-
lung postuliert (Baugesetzbuch BauGB [1], § 1 (5),
Satz 3). Dies bedingt ein Aneinanderrücken von – in
der Regel lauten – Emissionsquellen und sensibler
Nutzung und damit eine Verschärfung der Lärm-
konflikte.

– Allerdings zeigt die aktuelle Bestandsaufnahme der
Geräuschbelastungen [2] in Deutschland – in Rah-
men der Kartierung gemäß der Umgebungslärm-
richtlinie – schon heute ein hohes Maß an Belastun-
gen, vor allem durch den Straßenverkehr. Auch die
Umfrageergebnisse zu den Störungen durch Lärm
belegen einen hohen Störungsgrad. Daneben ist ei-
ne Zunahme neuer Quellen zu beobachten, vor al-
lem beim Freizeitlärm durch das gestiegene Maß
an „Events“ usw. Die bisherigen Minderungen als
Ergebnis einer langjährigen Lärmschutzpolitik sind
offensichtlich unzureichend.

– Neue Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung
(World Health Organisation Environmental Noi-
se Guidelines (WHO ENG) [3], Forschungsprojekt
NORAH [4]) belegen für den Verkehrslärm zum ei-
nen eine gestiegene Sensibilität der Bevölkerung in
Bezug auf die Beeinträchtigungen durch Lärm, zum
andern liegen jetzt vermehrt manifeste und interna-
tional streng abgesicherte Belege für die gesundheit-
lichen Auswirkungen von Verkehrslärm vor.

Lärm ist die letzte nahezu flächendeckende und sen-
sorisch wahrnehmbare Umweltbelastung, die trotz vie-
ler Bemühungen um Minderung nach wie vor besteht.
Die Lärmbekämpfung muss also intensiviert werden.
Dabei sind folgende Punkte anzustreben:
– Eine Einbettung der Lärmbekämpfung in eine nach-

haltige Stadtentwicklungspolitik: Synergien mit Kli-
maschutz und Luftreinhaltung sind zu nutzen.

– Das Potenzial neuer technischer Entwicklungen (Di-
gitalisierung, Automatisierung, Elektrifizierung) ist
auch für den Lärmschutz zu nutzen.

– Nach wie vor aber muss das Bewusstsein der städte-
baulichen Akteure auf allen Ebenen für die Notwen-
digkeit der Minderung von Beeinträchtigung durch
Lärm erhöht werden.

Die rechtlichen Regelungen zum Schutz gegen Lärm
sind unvollständig in verschiedenen Rechtsgebieten
(Immissionsschutzrecht, Baurecht, Verkehrsrecht, Si-
cherheits- und Ordnungsrecht) verortet. Kurz: Das
Recht auf Schutz gegen Lärm ist unvollständig und

segmentiert. So besteht ein Schutzanspruch gegen Ver-
kehrslärm lediglich beim Neubau oder der wesentli-
chen Änderung von Straßen und Schienen, nicht je-
doch im Bestand. Hier sind Geräuschbelastungen, bei-
spielsweise durch Verkehrszunahme, bis zum enteig-
nungsgleichen Eingriff vom Betroffenen hinzunehmen.
Dazu kommt, dass auf das geänderte Freizeitverhalten
mit einer Lockerung von Regelungen zum Schutz ge-
gen Lärm reagiert wird. Der Bund als Verordnungsge-
ber hat bereits entsprechend reagiert durch
– die Einführung des Urbanen Gebiets (MU) mit hö-

heren Tagesrichtwerten in der Bauleitplanung ([5],
§ 6a),

– die Abschaffung von bestimmten Ruhezeiten bei
Sportanlagen [6].

Dies bedeutet eine Verschlechterung des Schutzni-
veaus.
Zu welchen zusätzlichen Belastungen die Zunahme
von Ausnahmegenehmigungen beim Freizeitlärm [7]
in der Freizeitlärmrichtlinie der Bund-Länder-Arbeits-
gemeinschaft für Immissionsschutz führen wird, lässt
sich schwer einschätzen, weil derartige Leitlinien le-
diglich empfehlenden Charakter haben. Es bleibt den
Ländern überlassen, eigene Regelungen zum Freizeit-
lärm zu treffen.

2 Beeinträchtigungen durch Lärm

2.1 Methodische Vorbemerkungen

Die Analyse der Beeinträchtigungen durch Geräusche
ist die Grundlage einer jeden Lärmschutzpolitik. Mit
den Untersuchungen über die negativen oder schädli-
chen Wirkungen von Geräuschen lassen sich Schutz-
ziele formulieren und Minderungsmaßnahmen einlei-
ten. In der traditionellen deutschen und europäischen
Lärmschutzpolitik wird die Wirkung von Geräuschen
auf akustische Indikatoren bezogen, z. B. das Ausmaß
von Belästigungen in Abhängigkeit der während ei-
nes Zeitraumes (tags oder nachts) durchschnittlich ein-
wirkenden Geräusche. Letztere werden alsMittelungs-
pegel Lm bezeichnet und in Dezibel (dB(A)) gemessen
oder berechnet. Im Rahmen der europäischen Lärm-
schutzpolitik wurde ein Nachtpegel Lnight und ein ge-
wichteter Ganztagespegel Lden eingeführt, der sich aus
dem Tages-, Abend- und Nachtpegel zusammensetzt,
wobei wegen der höheren Störwirkung der Abend-
pegel (in Deutschland 18 bis 22 Uhr) und Nachtpegel
(in Deutschland von 22 bis 6 Uhr) einen Aufschlag von
5 bzw. 10 dB(A) bekommen [8].
In zunehmendem Maß werden neuerdings auch psy-
choakustische Kenngrößen zur Bewertung von Schall-
ereignissen herangezogen.

2.2 Die Besonderheiten des Lärms

Das Ausmaß der Beeinträchtigungen durchGeräusche
ist von der Tages- und Wochenzeit abhängig: In der
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Tabelle 1. Umfrageergebnisse zu den Belästigungen durch Lärm in Deutschland in Prozent der Bevölkerung, Stand 2016 [9]

Gefühl der Belästigung durch einzelne Lärmquellen in [%]

Lärmquelle äußerst stark mittelmäßig etwas überhaupt nicht

Straßenverkehr 8 15 25 28 24

Nachbarn 5 9 17 28 40

Gewerbe 2 6 16 22 53

Flugverkehr 4 5 13 22 56

Schienenverkehr 2 4 13 19 61

Nacht ist zur Gewährleistung eines gesunden Schlafs
ein deutlich geringerer Geräuschpegel erforderlich als
am Tag. Auch zu den Erholungszeiten („Feierabend“,
Mittagsruhe, Wochenende usw.) ist der Anspruch an
ein niedrigeres Geräuschniveau hoch. In der EUwurde
dies durch das Konzept des Lden berücksichtigt.
Geräusche sind andererseits essenzieller Bestandteil
des Lebens – sie sind unerlässlich für die menschliche
Kommunikation, sie machen uns auf Gefahren auf-
merksam und sind Quelle von Lebensqualität (Thea-
ter, Musik usw.). Das macht die Lärmbekämpfung bei
manchen Aktivitäten – z. B. in der Freizeit – besonders
schwierig.

2.3 Belästigungen

Tabelle 1 zeigt das Ausmaß der Belästigungen durch
Lärm für die Quellen Straßenverkehr, Nachbarn, Ge-
werbe, Flugverkehr und Schienenverkehr. Die Daten
werden alle zwei Jahre imRahmen der Studie zumUm-
weltbewusstsein in Deutschland erhoben [9]. Danach
ist der Straßenverkehr die dominierende Lärmquelle:
Nur 76 Prozent der Bevölkerung fühlen sich nicht von
ihm gestört, 23 Prozent fühlen sich sogar erheblich ge-
stört (äußerst und stark).

Der Lärm von Nachbarn ist die zweitwichtigste Lärm-
quelle, vor dem Gewerbe, dem Flugverkehr und dem
Schienenverkehr. Nur 10 Prozent der Bevölkerung füh-
len sich überhaupt nicht belästigt, 75 Prozent hingegen
durch zwei oder mehr Quellen.

2.4 Aktuelle Ergebnisse
der Lärmwirkungsforschung

Im Oktober 2018 hat das europäische Regionalbü-
ro der Weltgesundheitsorganisation WHO seine neu-
en Leitlinien für den Umgebungslärm vorgestellt
([3], Verkehrslärm, Lärm vonWindenergieanlagen und
Freizeitlärm). Auf der Basis einer methodisch stren-
gen Bewertung der jüngeren Lärmwirkungsstudien seit
1999 werden Empfehlungen von Grenzwerten zum
Schutz der menschlichen Gesundheit abgeleitet. Tabel-
le 2 listet diese Leitlinienwerte auf.
Die Leitlinienwerte werden aus Expositions-Wir-
kungskurven als Funktion des Lden oder des Lnight ge-
wonnen. So ergibt sich der Leitlinienwert für das Ver-
meiden hoher Belästigungen für einen Prozentsatz der
hoch Belästigten von 10 Prozent, siehe Zeile 5 der Ta-
belle 2 (absolutes Risiko). Inzidenz ischämischer Herz-
krankheiten bedeutet u.A. das Auftreten von Herzin-
farkten.

Tabelle 2. WHO-Leitlinienwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit für den Umgebungslärm in dB(A) (vereinfacht nach [3])

Gesundheitswirkung Risikoschwelle Straßenverkehr [dB(A)] Schienenverkehr [dB(A)] Luftverkehr [dB(A)]

Lden Lnight Lden Lnight Lden Lnight

Inzidenz ischämischer
Herzkrankheiten

5% Anstieg
des relativen
Risikos

59,3 52,6

Hohes Maß an
Schlafstörungen

3% absolutes
Risiko

45,4 43,7 40*)

Hohes Maß an
Belästigung

10% absolutes
Risiko

53,3 53,7 45,4

Gerundete Leitlinienwerte 53 45 54 44 45 40

Empfehlungsstärke stark stark stark

*) Beim nächtlichen Leitlinienwert für die Schlafstörungen beim Luftverkehr beträgt das absolute Risiko 11%. Die WHO hat sich aber wegen
der hohen Berechnungsunsicherheiten entschieden, keinen Wert unter 40 dB(A) zu empfehlen.
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Tabelle 3. NORAH: Gesundheitliche Risiken durch Lärm:
Risikoerhöhung in Prozent pro 10-dB(A)-Zunahme der
Exposition als gemittelter 24-Stunden-Pegel Lm

Krankheit Flugverkehr Straßen-
verkehr

Schienen-
verkehr

Herzinfarkt –
(Todesfälle: 3,2)

2,8 2,3

Schlaganfall –
(Lm
< 40/Lmax > 50 : 5)

1,7 1,8

Herzinsuffizienz 1,6 2,4 3,1

Depression 8,9
(ab Lm ≥ 55:
Sinken des
Risikos)

4,1 3,9
(ab Lm ≥ 65:
Sinken des
Risikos)

Brustkrebs –
(Lm (23–5 Uhr)
≥ 55 : 3faches
Risiko)

– –

Die Leitlinienwerte liegen beim Straßen- und Schie-
nenverkehr deutlich unter den Lärmvorsorgewerten
beim Neubau eines Verkehrsweges in einem allgemei-
nen Wohngebiet ([10], 59/49 dB(A) tags/nachts).
Bei der Straße wurde bislang als Schwelle für gesund-
heitliche Risiken im strengeren Sinn ein Tagespegel von
65 dB(A) [11] angenommen. Der WHO-Leitlinienwert
liegt deutlich darunter.
Ende 2015 waren bereits die Untersuchungsergebnis-
se des deutschen NORAH-Projekts vorgestellt wor-
den [12]. Es wurden u. a. Risikoerhöhungen für ver-
schiedene Erkrankungen in Folge von Verkehrslärm
ermittelt (Tabelle 3).
Bemerkenswert sind Einzelergebnisse wie zum Schlag-
anfallrisiko durch Fluglärm. Selbst bei sehr niedriger
gemittelter Belastung unter 40 dB(A), aber bei Auftre-
ten von Maximalpegeln während des Überflugs über
50 dB(A), wurde eine Risikoerhöhung von 5 Prozent
ermittelt. NORAH hat insgesamt die Information zu
den gesundheitlichen Risiken im strengen Sinne deut-
lich ausgeweitet.

2.5 Ausmaß der Belastungen durch Verkehrslärm
in Deutschland

Tabelle 4 zeigt, wie viel Menschen in Deutschland
durch bestimmte Immissionspegel in dB(A) infolge des
Verkehrslärms belastet sind. Diese Daten werden im
Rahmen der Strategischen Lärmkarten nach der EU-
Richtlinie zumUmgebungslärm erhoben, wobei zu be-
achten ist, dass die Lärmkartierung nicht flächende-
ckend erfolgt und dieKartierungsschwelle in derNacht
50 dB(A) beträgt. Die Zahlen bilden somit nur die un-
tere Grenze der Belastung ab.
Nach den Maßstäben der WHO (siehe Tabelle 2) sind
dann 8,4 bzw. 6,4 Millionen Menschen in Deutsch-
land durch Straßen- bzw. Schienenverkehrslärm ge-
sundheitlich gefährdet.

3 Generelles Konzept des Lärmschutzes

3.1 Prinzipien des Lärmschutzes

Einige wichtige Prinzipien des Umweltschutzes sind im
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on [13] von 2008 im Artikel 191 (2) festgelegt worden:
„Die Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Gegebenheiten in
den einzelnen Regionen der Gemeinschaft auf ein hohes
Schutzniveau ab.
Sie beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge und Vor-
beugung, auf dem Grundsatz, Umweltbeeinträchtigun-
gen mit Vorrang an ihremUrsprung zu bekämpfen, sowie
auf dem Verursacherprinzip.“
– Ein hohes Schutzniveau wird durch anspruchsvol-

le Ziel- oder Grenzwerte für die Immissionen kon-
kretisiert. Es gewährt erhöhten Schutz zu sensiblen
Zeiten wie Nachtruhe, Erholungszeiten, Wochenen-
den, Sonn- und Feiertagen. Die Gesamteinwirkun-
gen von beeinträchtigenden Geräuschen werden be-
rücksichtigt.

– Das Vorsorgeprinzip zielt auf die Lösung der Ziel-
konflikte in der Planungsphase von emittierenden
Einrichtungen (Anlagen, Verkehrswege) und ge-
währt Schutz auch bei nur wahrscheinlichen Risi-
ken.

– Der Vorrang von Maßnahmen an der Quelle ist
durch das Verursacherprinzip bedingt: Der Verursa-

Tabelle 4. Kumulierte Belastung (in dB(A)) der Bevölkerung durch Verkehrslärm gemäß der EU-Richtlinie zum Umgebungslärm
in Millionen (gerundet) (Stand 30.12.2018; Quelle [2])

Quelle Lden Lnight

> 55 dB(A) > 65 dB(A) > 70 dB(A) > 50 dB(A) > 55 dB(A) > 60 dB(A)

Straßenverkehrslärm 8,43 2,26 0,66 5,44 2,60 0,83

Schienenverkehrslärm 6,43 1,00 0,32 5,16 2,01 0,70

Fluglärm 0,85 0,03 0,004 0,24 0,04 0,002
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cher einer schädlichen Emission ist primär zuständig
für ihre Vermeidung. QuellenbezogeneMaßnahmen
haben zudem in der Regel das beste Nutzen-Kosten-
Verhältnis und sie tragen dazu bei, dass der Vorrang
des „Außenschutzes“ umgesetzt wird. Auch die Au-
ßenwohnbereiche sollen geschützt und die Aufent-
haltsqualität in öffentlichen Räumen gesichert wer-
den. Der Außenschutz entspricht der Präferenz der
Anwohner: Es besteht der weit verbreitete Wunsch
nach akustischer Außenweltwahrnehmung und laut
Untersuchungen des Umweltbundesamtes [14] fühl-
ten sich 77,1 Prozent der Befragten äußerst stark
oder stark belästigt, wegen Lärm die Fenster schlie-
ßen zu müssen.

Qualitative Schutzziele in Deutschland werden u. a.
imBundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) [15] im
Grundgesetz (GG) [16] und im Baugesetzbuch (Bau-
GB) [1] formuliert:
– Vermeidung bzw. Minderung „schädlicher Um-

welteinwirkungen“, d. h. von Gefahren, erheblichen
Nachteilen oder erheblicher Belästigungen (BIm-
SchG, §§ 1,3);

– Schutz der körperlichen Unversehrtheit (GG, Art
2(2));

– Bewahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se BauGB § 1 (6) 1.

3.2 Instrumente zum Schutz vor Lärm

Das wichtigste Instrument des Lärmschutzes ist die
ordnungsrechtliche Festlegung von:
– Grenzwerten für Geräuschemissionen und -immis-

sionen;
– der jeweiligen Definition und Berücksichtigung von

besonders schützenswerten Zeiten wie die Nacht;
– der Regelung von Betriebsbeschränkungen (zu-

lässige Betriebszeiten und -beschränkungen) und
Ausnahmengenehmigungen oder weitergehenden
Regelungen;

– Zu- und Abschlägen wegen akustischer Besonder-
heiten der Quelle.

Für diese ordnungsrechtlichen Festlegungen sind un-
terschiedliche Einrichtungen und Gebietskörperschaf-
ten zuständig (ICAO, EU, Bund, Länder, Gemeinden):
– Aus Gründen des gemeinsamen Markts liegt die

Zuständigkeit für die Geräuschemissionsgrenzwerte
grundsätzlich bei der EU.

– Ausnahme sind die Flugzeuge, deren Grenzwerte
wegen des globalen Charakters des Flugverkehrs
von der Internationalen zivilen Luftfahrtorganisati-
on ICAO (International Civil Aviation Organizati-
on – einer Sonderorganisation der UNO) festgelegt
werden.

– Geräuschimmissionsgrenzwerte sind bislang vor-
rangig nationale Zuständigkeit – im Unterschied zu
den Luftschadstoffen hat die EU für die Geräusch-
belastungen keine Grenzwerte festgelegt.

– Verhaltensbezogene Vorgaben für die Lärmerzeu-
gung finden sich in den Landes-Immissionsschutz-
gesetzen.

– Die Straßenverkehrsbehörden der Gemeinden kön-
nen auf der Basis der Straßenverkehrsordnung
(StVO § 45) [17] Verkehrsbeschränkungen wie Re-
duzierung der zulässigen Geschwindigkeiten unter
die Regelgeschwindigkeit von 50 km/h für den Stra-
ßenverkehr einführen, dabei brauchen sie bei klas-
sifizierten Straßen ggfs. die Zustimmung der oberen
Straßenverkehrsbehörden.

– Die Luftfahrtbehörden der Länder können im Rah-
men der Betriebsgenehmigungen für die Flughäfen
im Lande Nachtflugverbote vorsehen.

Verbindliche Vorgaben für zulässige Geräuschemissio-
nen oder lärmrelevantes Verhalten können auch auf
privatrechtlicher Ebene vereinbart werden, ein typi-
sches Beispiel sind Hausordnungen, die Ruhezeiten re-
geln.
Ein weiteres wichtiges Instrument für den Lärmschutz
sind die sogenannten ökonomischen Instrumente. Sie
bestehen in der Gestaltung bzw. Bemessung von Zu-
fahrtsrechten, Abgaben, Gebühren und Steuern nach
dem Ausmaß der Geräuschemissionen. Ihre umwelt-
politische Begründung ist die Anlastung (Internalisie-
rung) der externen Kosten des Lärms. Da ihre Nut-
zung freiwilliger Natur ist, hängt ihre Effektivität stark
vom Ausmaß des finanziellen oder betrieblichen Vor-
teils ab. Die wichtigsten Ausformungen dieses Instru-
ments sind die Abhängigkeit der Nutzungskosten für
die Infrastrukturen z. B. als lärmabhängige Trassen-
preise im Schienenverkehr oder Start- und Landege-
bühren im Flugverkehr. Eine Lärmkomponente gibt es
seit 2019 auch in der Lkw-Maut ([18], Anlage 1, Zif-
fer 3). Im Unterschied zu den Abgasen gibt es beim
Lärm allerdings keine Emissionsklassen, die Gebühr
ist damit ein reines Internalisierungsinstrument und
gehört formal zu den ordnungsrechtlichen Instrumen-
ten.
Die staatliche Finanzierung von Lärmschutz schließlich
kann ein sehr wirksames Instrument sein. In Deutsch-
land sind hier vor allem die Lärmsanierungsprogram-
me des Bundes für die Bundesfernstraßen und die Ei-
senbahnen des Bundes zu nennen.
Ein „weiches“ Instrument ist die Information der Öf-
fentlichkeit über die Entstehung und die Folgen von
Lärm, die Aufklärung und Sensibilisierung sowie die
Förderung lärmarmen Verhaltens. In hohem Maß ge-
stiegen ist der Wunsch der Öffentlichkeit nach Betei-
ligung bei der Lärmminderung und der Planung neu-
er Anlagen und Infrastrukturen. Neben den gesetz-
lich vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren gewinnen
neue Verfahren wie die sogenannten Dialogforen an
Bedeutung.

4 Aktueller Stand des Lärmschutzes
in Deutschland und Europa

Das lärmbezogene Immissionsschutzrecht in Deutsch-
land ist durch eine separierte Regelung für spezifi-
sche Lärmquellen in jeweils eigenen Regelwerken und
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mit unterschiedlichen Zuständigkeiten gekennzeich-
net. Ein auf die Gesamteinwirkung von Geräuschen
bezogenes Schutzkonzept ist bislang nur in Sonderfäl-
len eingelöst worden.
– Das Bundes-Immissionsschutzgesetz von 1974 [15]

regelt den Lärmschutz bei der Planung von Anlagen
des Landverkehrs, des Gewerbes, der Industrie, des
Sports und für den Baulärm (AVV Baulärm) –
„Lärmvorsorge“. Der Fluglärm wird separat im
Luftverkehrsgesetz (LuftVG) [19] und im Fluglärm-
gesetz (FluLärmG) [20] von 2007 geregelt. Für den
Freizeitlärm kann die Freizeitlärmrichtlinie [7] der
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-
schutz (LAI) herangezogen werden, ein Arbeitsgre-
mium der Umweltministerkonferenz (UMK). Das
BauGB [1] ist die Grundlage für die Berücksich-
tigung des lärmbezogenen Immissionsschutzes bei
der Planung von Wohngebieten. Es hat angesichts
des Vorrangs der Innenentwicklung zunehmende
Bedeutung für die Schaffung akustisch angenehmer
Wohngebiete auch beimHeranrücken an emittieren-
de Quellen.

– Vorgaben für die zulässigen Immissionen werden
in Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften – z. B. auf der Ermächtigungsgrundla-
ge des BImSchG – festgelegt. Sie haben je nach
Lärmsituation einen unterschiedlichenGrad anVer-
bindlichkeit: Verbindliche Immissionsgrenz- und
-richtwerte (IGW, IRW) gibt es dabei nur für neue
oder wesentlich geänderte emittierende „Anlagen“.
Eine Vorgabe von Schutzzielen bei der Bauleitpla-
nung gibt es in Form von „Orientierungswerten“ nur
in der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ [21]
mit privatrechtlichem Charakter.

– Im deutschen wie im europäischen Immissions-
schutzrecht unterliegt bei einigen Quellen (Straße,
Schiene, Luftverkehr, heranrückende Wohnbebau-
ung) der Vorrang für den Außenschutz der „Abwä-
gung“: Bauliche oder „passive“ Schutzmaßnahmen,
die nur das Einhalten von Zielwerten für die Innen-
pegel bewirken, sind imFall derUnverhältnismäßig-
keit von aktiven Maßnahmen zulässig. Dies bedeu-
tet eine „Privilegierung des Verkehrslärms“ gegen-
über gewerblichen Anlagen.

– Das Schutzniveau hängt zudem von der jeweiligen
Gebietsausweisung ab: Je geringer der Anteil der
sensiblen Nutzungen wieWohnungen in einem Bau-
gebiet nach der Baunutzungsverordnung (BauN-
VO) [5] ist, desto geringer ist das Schutzniveau. Aus
der Sicht der Lärmwirkungsforschung ist diese Ab-
stufung nicht begründet, sie spiegelt einerseits die
vermuteten Erwartungen von Bewohnern an das
Schutzniveau ihres Baugebiets wider, andererseits ist
sie Ausdruck der angenommenen größeren Schwie-
rigkeit, wirtschaftlich vertretbare Minderungen in
stärker gemischten Gebieten zu erreichen. Bild 1
zeigt die Immissionsrichtwerte für gewerbliche An-
lagen nach der TA Lärm [22] in städtischen Gebie-
ten.
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Bild 1. Immissionsrichtwerte (Beurteilungspegel) außerhalb
von Wohngebäuden in dB(A) tags/nachts für gewerbliche
Anlagen in Abhängigkeit von der Baugebietsausweisung;
WR: Reines Wohngebiet, WA: Allgemeines Wohngebiet,
MI: Mischgebiet, MU: Urbanes Gebiet, MK: Kerngebiet

Das Urbane Gebiet (MU) ist erst 2017 eingeführt wor-
den ([7] § 6a): Es soll zumZweck der Innenentwicklung
eine kleinteilige Nutzungsmischung und höhere Dich-
ten erlauben – im Gegensatz zum Misch- und Kernge-
biet ist ein fester Anteil an Wohnungen nicht vorgege-
ben. Trotzdem wurde der Tagesrichtwert um 3 dB(A)
gegenüber demMI und MK erhöht (eine entsprechen-
de Erhöhung des Nachtwerts ist am Widerstand des
Bundesrats gescheitert). Die Grafik zeigt beträchtli-
che Abstufungen des Schutzniveaus: Nimmt man an,
dass die IRW für das Reine Wohngebiet ein optima-
les Schutzniveau (zur Vermeidung „erheblicher Beläs-
tigungen“!) abbilden, so ist mit einem Zuschlag von
13 dB(A) für das MU tagsüber ein deutlich schlechte-
rer Schutz festgelegt worden.
Die Ausweisung der Baugebiete hat auch Auswirkun-
gen auf die jeweiligen Nutzungseinschränkungen in ei-
nem Baugebiet. Relativ strikte Vorgaben für die Nut-
zung von im Freien betriebenen Geräten und Maschi-
nen gibt es Wohngebieten (Betriebsverbot von 20 bis
7 Uhr und an Sonn- und Feiertagen), für die Gar-
tengeräte Freischneider, Grastrimmer, Laubbläser und
-sammler ist dort der Betrieb sogar nur werktags von 9
bis 13 Uhr und 15 bis 17 Uhr zulässig ([23], § 7).
– Besonders problematisch ist die Separierung der

quellenbezogenen Schutzregelungen in Hinblick auf
die Nachtruhe. Für den Landverkehr währt die „le-
gale“ Nacht von 22 bis 6 Uhr. Strikte Nachflugver-
bote gelten nur an vier Flughäfen in Deutschland,
teilweise nur für die Kernnacht von 24 bis 5 Uhr.
Weitgehend gelockert sind die Regeln für die Außen-
gastronomie, die in einigen touristisch bedeutsamen
Orten inzwischen Quelle für zahlreiche Beschwer-
den ist. Nordrhein-Westfalen hat die Außengastro-
nomie grundsätzlich bis 24 Uhr zugelassen, außer-
halb von Kern- und Gewerbegebieten sollen die Ge-
meinden den Beginn der Nachtruhe „bis auf 22 vor-
verlegen, wenn dies zum Schutz der Nachbarschaft
geboten ist“ (Landes-Immissionsschutzgesetz, [24]
§ 9 (2)). Für traditionelle Feste lassen sich Ausnah-
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meregelungen bis um 2Uhrmorgens finden. Sowird
der Schutz einer mindestens 8-stündigen Nachtruhe
immer mehr durchlöchert.

– Geräuschemissionsgrenzwerte gibt es bislang nur
für neue oder wesentlich geänderte Quellen. Die
EU setzt Geräuschvorschriften (Grenzwerte und
die zugehörigen Messverfahren) seit 1970 für Stra-
ßenfahrzeuge, seit 1978 für im Freien betriebene
Maschinen (im Wesentlichen Baumaschinen und
Gartengeräte) und erst seit 2002 für Schienenfahr-
zeuge in Kraft (s. unten). Die Geräuschemissions-
grenzwerte sind unvollständig (z. B. gibt es für einige
Baumaschinen und Gartengeräte nur Kennzeich-
nungen mit dem Schallleistungspegel).

– Das größte Defizit sind aber die fehlenden Rege-
lungen für bestehende Verkehrswege (solche, die vor
Inkrafttreten des BImSchG 1974 gebaut worden
sind und seitdem nur unwesentlich geändert wor-
den sind – „Lärmsanierung“). Für diese gibt es kei-
ne Immissionsgrenzwerte und keinen quantifizier-
ten Rechtsanspruch auf Schutzmaßnahmen. Zwar
gibt es die Lärmsanierungsprogramme des Bundes
für Bundesfernstraßen (seit 1978) und -eisenbahnen
(seit 1999) sowie seit 2008 die Lärmaktionsplanung
gemäß EU-Recht (siehe Abschnitt 5).Wie die Daten
in der Tabelle 4 zeigen, sind die Belastungen, die zu
Gesundheitsrisiken im strengeren Sinne führen (z. B.
nächtliche Belastungen über 55 dB(A)) mit mindes-
tens 4,6 Millionen Betroffenen sehr hoch.

5 Exemplarische Darstellung
von quellenspezifischen Regelungen

Im Folgenden sollen exemplarisch die spezifischen Pro-
bleme und Lösungsansätze bei einigen wichtigen Quel-
len dargestellt werden.

5.1 Straßenverkehrslärm

5.1.1 Spezifische Probleme

– Der Straßenverkehrslärm hat das höchste Ausmaß
an Belastungen und Beeinträchtigungen zur Fol-
ge (Tabellen 1 und 4). Dabei sind die innerstädti-
schen Hauptverkehrsstraßen das zentrale Problem:
Hier bestehen die höchsten und in der Regel ge-
sundheitsgefährdenden Belastungen (im strengeren
Sinn). Zugleich ist das Maßnahmenrepertoire im
Straßenraum selbst begrenzt. So lassen sich z. B.
Lärmschutzwände dort kaum umsetzen, die Ab-
stände von Emissions- und Immissionsorten sind
z. T. sehr gering.

– Dabei ist die ausreichende und kontinuierliche Fi-
nanzierung von Maßnahmen an kommunalen Stra-
ßen seit langem ein Problem, auch wenn es einige
Sonderprogramme gegeben hat.

– Ein Sonderproblem sind die absichtlich lauten Kfz
wieMotorräder, die durchManipulation der Schall-

dämpfer oder sogar standardmäßige Klappenaus-
puffanlagen extreme Emissionen erzeugen können
sowie Pkw, die über Soundgeneratoren verfügen,
die zusätzliche sehr laute Geräusche verursachen
oder in innerstädtischen Straßenrennen eingesetzt
werden („Poser“). Diese extremen Geräusche haben
zwar wenig Einfluss auf die gemittelten Pegel, sie
führen aber zu exorbitanten Belästigungen.

5.1.2 Aktuelle Aktivitäten zum Schutz
gegen Straßenverkehrslärm

Aktuell werden die folgendenMaßnahmen zumSchutz
gegen Straßenverkehrslärm durchgeführt:
– Maßnahmen im Rahmen der Lärmaktionsplanung

LAP (siehe Abschnitt 5.4), u. a.:
• Einbau lärmmindernder Straßendecken,
• Senkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit

unter die Regelgeschwindigkeit von 50 km/h,
• begleitende Umgestaltungen des Straßenraums,
• Verkehrsvermeidung: Förderung der Stadt der

kurzen Wege (u. a. durch die Innenentwicklung),
• Förderung des Umweltverbunds (Zufußgehen,

Radfahren, ÖV) mit dem Ziel, den Anteil des mo-
torisierten Individualverkehrs (MIV) an den We-
gen zu senken,

• Minderung des städtischen Güterverkehrs durch
neue Konzepte der City-Logistik.

– Fortführung der Lärmsanierungsprogramme an
Straßen, darunter vor allem das finanziell am besten
ausgestattete Programm des Bundes an seinen Fern-
straßen.

– Fortschreibung der Geräuschgrenzwerte auf der
Ebene der EU einschließlich der Verbesserung der
Messverfahren für die Zulassung. Die seit Juli 2016
gültigen neuen Geräuschgrenzwerte für Kfz [25] ha-
ben nach Einschätzung des Umweltbundesamts nur
ein sehr geringes Minderungspotenzial. Das Um-
weltbundesamt rechnet über alle Fahrzeuge gemit-
telt mit einer durchschnittlichen Reduktion der rea-
len Emissionen im Stadtverkehr um etwa 1 dB(A)
bis zum Jahr 2035 (!), da die Grenzwerte der letzten
Stufe ab bereits heute von vielen Fahrzeugen einge-
halten werden [26].

– Einführung der E-Mobilität: Diese hat allerdings bei
den Pkw ein geringesMinderungspotenzial; beiMo-
torrädern und Lkw ist es deutlich höher. DieMinde-
rungen durch die Elektrifizierung werden durch die
ab Juli 2019 vorgeschriebenen akustischen Warnsys-
teme bei Geschwindigkeiten (AVAS) konterkariert
([25] Art. 8).

5.1.3 Lärmvorsorge

Mit der Verkehrslärmschutzverordnung (Vlärm-
SchV) [10] von 1990 sind die Schutzziele der Lärmvor-
sorge in Form von Immissionsgrenzwerten festgelegt
worden, basierend auf der Ermächtigung und den Vor-
gaben des BImSchG in den §§ 41–43 [15]. Zudem regelt
sie das Verfahren für die Berechnung des Beurteilungs-
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Tabelle 5. Immissionsgrenzwerte (Beurteilungspegel) zum
Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgeräusche beim Bau oder der wesentlichen
Änderung die nicht überschritten werden dürfen

Objekte, Baugebiete Immissionsgrenzwerte in dB(A)

tags nachts

Krankenhäuser, Schulen,
Kur-, Altenheime

57 47

reine und allgemeine
Wohngebiete,
Kleinsiedlungsgebiete

59 49

Kern-, Dorf-, Mischgebiete 64 54

Gewerbegebiete 69 59

pegels. Aktuell ist es noch die RLS-90 [27], obschon
die Emissionsdaten inzwischen veraltet sind. Wichti-
ge Konkretisierungen der VLärmSchV finden sind in
Richtlinien des Bundesverkehrsministeriums für den
Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen VLärm-
SchR 97 [28].
In Tabelle 5 sind die baugebietsabhängigen IGW auf-
geführt. Sie liegen deutlich über den von der WHO
empfohlenen Schutzwerten (siehe Tabelle 2). Für die
Mischgebiete liegen sie sogar über den Schwellwer-
ten für die Vermeidung gesundheitlicher Risiken im
strengen Sinne (Lden = 59 dB(A)). Weitere Defizi-
te der VlärmSchV sind die isolierte Betrachtung der
jeweils zu ändernden Straße und der grundsätzliche
Ausschluss von Schutzmaßnahmen bei rein betrieblich
verursachten Erhöhungen der Pegel. Zudem erlaubt
§ 41 (2) BImSchG den Einsatz passiver Maßnahmen,
„wenn die Kosten der [aktiven] Schutzmaßnahmen au-
ßer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen
würde“.

5.1.4 Lärmsanierung

Von großer Bedeutung für die Bestandsstrecken sind
die Lärmsanierungsprogramme des Bundes, der Län-
der und Gemeinden auf haushaltsrechtlicher Basis.
Das finanziell am besten ausgestattete und dauerhafte
Lärmsanierungsprogramm ist das seit 1978 durchge-
führte Programm an Bundesfernstraßen [29]. Aktuell

werden pro Jahr 65 Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt (Bundeshaushalt 2018, Kapitel 1201, Titel 74139,
74149 für aktive Schutzmaßnahmen, 82139, 82149 für
passiven Lärmschutz).
Lärmsanierung an Bundesfernstraßen kann vorge-
nommen werden, wenn die vorhandenen Beurteilungs-
pegel die im Bundeshaushalt festgelegten und in Ta-
belle 6 aufgeführten Auslösewerte (Richtlinien für den
Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen VLärm-
SchR97: „Immissionsgrenzwerte“) überschreiten. Im
Verlauf des Programms sind die Auslösewerte für
Wohngebiete deutlich um 8 dB(A) gesenkt worden.
Seit 1978 bis 2016 sind insgesamt fast 1,16 Milliarden
Euro ausgeben worden [30]. Der Vorrang von aktiven
Schutzmaßnahmen gilt seit 2006 auch für die Sanie-
rung.

5.1.5 Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen
zum Schutz vor Lärm

Ein wichtiges Element bei der Minderung des Straßen-
verkehrslärms sind straßenverkehrsrechtliche Maß-
nahmen nach § 45 der StVO [17] zum Schutz vor
Lärm. Sie sind kostengünstige und schnell zu rea-
lisierende Maßnahmen: Sie bestehen vor allem in
Form von Fahrverboten und der Senkung zuläs-
siger Geschwindigkeiten. Tempo-30-Zonen sind in-
zwischen weit verbreitet und akzeptiert, während
Tempo-30-Einzelanordnungen an Hauptverkehrsstra-
ßen nach wie vor strittig sind. Hier ist Berlin Vorrei-
ter, das mit nächtlichen Anordnungen von Tempo-30
auf Hauptverkehrsstraßen eine deutliche Minderung
der nachts hochbelasteten Anwohner erreichen konn-
te [31]. Selten sind Geschwindigkeitssenkungen auf
Autobahnen. Die Wirkungen von reduzierten zulässi-
gen Geschwindigkeiten ergeben sich nach der RLS-90.
Die Wirkung von Tempo-30 gegenüber Tempo-50 ist
für den Mittelungspegel zwischen –2,2 bis –2,7 dB(A),
je nach Lkw-Anteil, auf Pflaster sogar noch um
3 dB(A) höher. Die Maximalpegel der Vorbeifahrten
sind etwa 5 (bzw. auf Pflaster 8) dB(A) leiser. Bei mo-
dernen Pkw lassen sich sogar Minderungen von 5 bzw.
8 dB(A) beim Maximalpegel erreichen.

5.1.6 Fazit

Die anmanchen hochbelasteten Straßen erforderlichen
Reduktionen um bis zu 20 dB(A) lassen sich allerdings

Tabelle 6. Auslösewerte (Beurteilungspegel) für die Lärmsanierung an Bundesfernstraßen in dB(A)

Objekte, Baugebiete 1978–1985 1986–2009 ab 2010

tags nachts tags nachts tags nachts

Krankenhäuser, Schulen, Kur-, Altenheime, reine und
allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungsgebiete

75 65 70 60 67 57

Kern-, Dorf-, Mischgebiete, besondere Wohngebiete 72 62 69 59

Gewerbe- und Industriegebiete 75 65 72 62
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nur unter Einschluss alternativer städtischer Mobili-
tätskonzepte mit deutlich reduziertem MIV und neu-
enModellen des städtischenGüterverkehrs (vgl. UBA-
Konzepte der Stadt für Morgen [32]) erreichen.

5.2 Schienenverkehrslärm

5.2.1 Spezifische Probleme

Die aktuellen Geräuschbelastungen im Schienenver-
kehr sind in Tabelle 4 dargestellt. Sie sind in denNacht-
stunden nur unwesentlich geringer als beim Straßen-
verkehrslärm, obwohl die Verkehrsleistungen auf der
Schiene deutlich geringer sind als auf der Straße. Auf
manchen Strecken mit hohem Anteil des internatio-
nalen Verkehrs, wie dem europäischen Güterverkehrs-
korridor Rotterdam-Genua, der durch das Weltkul-
turerbe Mittelrheintal führt, betragen die nächtlichen
Belastungen bis zu 80 dB(A), 25 dB(A) über den tra-
ditionellen Schutzzielen zur Vermeidung gesundheitli-
cher Risiken [11].
Grund für diese überproportionale Belastung ist die
Tatsache, dass die Nacht für den Güterverkehr ge-
nutzt wird, der zudem traditionell mit den lautes-
ten Wagen, den Güterwagen mit Grauguss-Bremssoh-
len (GG), durchgeführt wird. Zwar sind diese Wagen
durch die erste EU-Geräuschvorschrift für konventio-
nelle Schienenfahrzeuge im Jahr 2006 (vgl. die ersten
EU-Geräuschvorschriften für Kfz im Jahr 1970!) seit-
dem nicht mehr zugelassen, die geringe Erneuerungs-
quote von durchschnittlich nur 2,5 Prozent pro Jahr
bei den Schienenfahrzeugen führt dazu, dass die Ge-
räuschvorschriften kurzfristig nicht wirksam sind. Zu-
dem sind auch andere Lärmschutzinstrumente lange
Zeit zum Schutz der nationalen Bahnen in der EU
und Deutschland bis etwa 2000 nicht umgesetzt wor-
den. Die hohen Belastungen durch den Schienengü-
terverkehr haben dazu beigetragen, dass Infrastruk-
turerweiterungsprojekte auf den massiven Widerstand
der Bevölkerung stoßen und damit die klimapolitisch
erforderliche Verlagerung des Güterverkehrs von der
Straße auf die Schiene nicht vorankommt. Der Eisen-
bahnsektor und die Politik haben seit dem Jahr 1999
(in Deutschland) einen Paradigmenwechsel eingeleitet.
Inzwischen ist die Bekämpfung des Schienenverkehrs-
lärms der innovativste Bereich in der deutschen Lärm-
schutzpolitik, auch wenn die Belastungen noch nicht
relevant gesunken sind [33].

5.2.2 Aktueller Stand des Immissionsschutzes

5.2.2.1 Geräuschemissionsgrenzwerte

Im Gegensatz zu den Fahrzeugen des Straßenverkehrs
und den Flugzeugen gab es für die Schienenfahrzeu-
ge lange Zeit keine Geräuschemissionsgrenzwerte. Die
EU hat im Rahmen einer Strategie zur Überwindung
der Wettbewerbsschwächen des Schienenverkehrs die
Voraussetzungen dafür geschaffen, die mangelnde In-
teroperabilität, also die starken technischen und be-

trieblichen nationalstaatlichen Barrieren zu überwin-
den. Es sind sogenannte Technische Spezifikationen
für die Interoperabilität (TSI) seit 2002 eingeführt wor-
den, mit denen die technischen Regeln für die ver-
schiedenen Aspekte des Schienenverkehrs harmoni-
siert wurden. Zu den ersten TSI gehörte die TSI für
die Fahrzeuge des Hochgeschwindigkeitsverkehrs; sie
führte zum ersten Mal für die Schienenfahrzeuge Ge-
räuschemissionsgrenzwerte ein. 2006 folgte die TSI
Fahrzeuge – Lärm für den konventionellen Verkehr.
Für die Güterwagen wurden Geräuschemissionsgrenz-
werte eingeführt, die mit GG-Wagen nicht mehr einzu-
halten sind – es ist der Beginn einer wichtigen Minde-
rungsmaßnahme der Emissionen. Die lärmbezogenen
TSI wurdenweiterentwickelt und harmonisiert, aktuell
gilt die TSI Fahrzeuge – Lärm von 2014 [34].

5.2.2.2 Lärmvorsorge

Für die Lärmvorsorge (Neubau und wesentliche Än-
derung von Schienenwegen) [33, 35] gelten die glei-
chen Vorschriften wie für den Straßenverkehr (für die
Immissionsgrenzwerte siehe Tabelle 5). Allerdings be-
stand für den Schienenverkehr die Besonderheit, dass
die Beurteilungspegel beim Schienenverkehr aus dem
Mittelungspegel abzüglich eines Betrags von 5 dB(A)
gebildet wurden, dem sogenannten Schienenbonus.
Auf der Grundlage der neueren Erkenntnisse der
Lärmwirkungsforschung (vgl. auch die WHO-Emp-
fehlungen in Tabelle 2) wurde 2013 der Schienen-
bonus – für die Lärmvorsorge bei Eisenbahnen ab
dem 01.01.2015 und für die Straßenbahnen ab dem
01.01.2019 – abgeschafft [35].
Für Neu- und Ausbaubaustrecken besonderen Ranges
hat der Bundestag im Januar 2016 beschlossen [36],
dass die beim landgebundenen Verkehr zulässige Ab-
wägung zwischen aktiven (die Außenpegel reduzieren-
den) und passivem (auf den Innenraumschutz bezo-
genen) Schallschutzmaßnahmen zugunsten des vollen
Aktivschutzes nicht vorgenommen wird („Vollschutz“
bzw. „übergesetzlicher“ Lärmschutz.). Diese Verbes-
serung des Schutzniveaus wird derzeit bei dem Aus-
bau der Rheintalbahn angewandt und von den Regio-
nen auch bei anderen Ausbauprojekten gefordert, z. B.
beim geplanten Ausbau der Seehafenhinterlandverbin-
dungen in Niedersachsen [37].

5.2.2.3 Lärmsanierung

1999 wurde mit dem Lärmsanierungsprogramm an
Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes begon-
nen [33, 35]. Die Auslösewerte entsprachen denen des
entsprechenden und schon seit 1978 laufenden Pro-
gramms für die Bundesfernstraßen [29], allerding bis
Ende 2014 noch mit dem Schienenbonus, weshalb die
Auslösewerte in Form der Mittelungspegel bis 2014
um 5 dB(A) über denen für die Bundesfernstraßen la-
gen (siehe Tabelle 7).Die Abschaffung des Schienenbo-
nus für die Lärmvorsorge wurde ab 2015 auch für die
Lärmsanierung und ab 2016 die Senkung der Auslöse-
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Tabelle 7. Auslösewerte (Mittelungspegel) für die Lärmsanierung an Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes in dB(A)

Objekte, Baugebiete 1999–2014 2015 ab 2016

tags nachts tags nachts tags nachts

Krankenhäuser, Schulen, Kur-, Altenheime, reine und
allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungsgebiete

75 65 70 60 67 57

Kern-, Dorf-, Mischgebiete, besondere Wohngebiete 77 67 72 62 69 59

Gewerbe- und Industriegebiete 80 70 75 65 72 62

werte um 3 dB(A) seit 2010 bei der Straße übernom-
men. In relativ rascher Zeit wurde somit das Schutzni-
veau um 8 dB(A) verbessert. Seit 1999 sind auch die
im Bundeshaushalt bereitgestellten Finanzmittel von
etwa 51 Millionen Euro auf 150 Millionen Euro ver-
dreifacht worden. Für die Abwägung zwischen aktiven
und passiven Maßnahmen wurde ein Verfahren entwi-
ckelt, mit denen die Kosten der potenziellen aktiven
Maßnahmen mit ihrem monetarisierten Nutzen vergli-
chen werden. Liegt der Nutzen über den Kosten, sind
aktive Maßnahmen grundsätzlich gerechtfertigt [38].
Aktuell findet für das gesamte Netz eine Nachsa-
nierung statt, um für die von Geräuschimmissionen
der Bestandsstrecken Betroffenen gleiches Schutzni-
veau zu schaffen. Die seit Anfang 2019 veröffentlichten
Gesamtlisten der überarbeiteten Sanierungsabschnitte
können den Internetseiten des BMVI entnommen wer-
den [39]. Dort ist auch die seit 2019 gültige Förderricht-
linie [38] online gestellt worden, die ebenfalls einige be-
merkenswerte Neuerungen enthält, etwa die Begünsti-
gung von aktiven Maßnahmen bei besonders sensiblen
Nutzungen wie Kuranlagen.
Ab Ende 2012 wurde die Lärmsanierung über die in-
frastrukturbezogenenMaßnahmen hinaus auf die Gü-
terwagen als die Hauptquelle der Beeinträchtigungen
ausgeweitet [33,35]. Das BMVI und dieDeutscheBahn
haben ein Umrüstprogramm für die lauteste Fahr-
zeugart, die Güterwagen mit Graugussklotzbremsen
(GG-Wagen), gestartet: Die Umrüstung auf andere
Bremsarten (Kunststoffklotzbremsen) wird einerseits
aus demHaushaltstitel für die Lärmsanierung staatlich
gefördert, andererseits werden für Züge mit den um-
gerüsteten Wagen geringere Trassenpreise gezahlt. Der
laufleistungsabhängige Bonus für umgerüstete Güter-
wagen wird durch erhöhte Trassenpreise für „laute“
Güterzüge (Züge, die über 10 Prozent lauteWagen ent-
halten) gegenfinanziert. Der Trassenpreiszuschlag be-
trug zu Beginn des Umrüstprogramms 1 Prozent, er
beträgt ab Dezember 2018 5,5 Prozent [40] (Dezember
2019 7 Prozent). Das Programm soll Ende 2020 abge-
schlossen sein.
Die vollständige Umrüstung der Güterwagen führt
zu einer flächendeckenden Pegelreduktion beim Schie-
nengüterverkehr nach den Annahmen der Schall
03 [41] um 5 bis 8 dB(A) je nach Qualität des Schienen-
fahrflächenzustands (durchschnittlicher Fahrflächen-
zustand bzw. „Besonders überwachtes Gleis“ (BüG)

nach Tabelle 8b der Schall 03). Das BMVI spricht von
Minderungen um bis zu 10 dB(A) [35].
Am 03.01.2019 waren von den geschätzten 183000 Gü-
terwagen die in Deutschland verkehren 63,45 Prozent
„leise“ Wagen, das heißt TSI-konform (nichtöffentli-
che Mitteilung des BMVI). Die Umrüstung stagniert
aktuell. Es sind also noch erhebliche Anstrengungen
vor allem seitens der ausländischen Wagenhalter und
Güterverkehrsunternehmen erforderlich (deren Quote
beträgt nur etwa 25 Prozent).
Mit dem Schienenlärmschutzgesetz von 2017 [42] wird
der Einsatz von GG-Wagen ab 2021 auf dem deut-
schen Netz grundsätzlich verboten (Ausnahmen gibt
es für Züge im Gelegenheitsverkehr, die allerdings ih-
re Geschwindigkeiten reduzieren müssen, um die er-
höhten Emissionen zu kompensieren). Am 31.01.2019
hat das „Railway Interoperability and Safety Commit-
tee“ (RISC) – mit den Vertretern der Mitgliedsstaa-
ten –, das für die Änderungen der Technischen Spe-
zifikationen für die Interoperabilität zuständig ist, ei-
ne entsprechende Änderung der TSI Fahrzeuge-Lärm
beschlossen [43]. Danach ist den Güterwagen, die der
TSI-Geräuschvorschrift nicht genügen – also die GG-
Wagen – der Betrieb auf den sogenannten Quieter
Routes ab dem 08.12.2024 untersagt. Quieter Routes
sind alle Schienenstrecken mit einer Minimallänge von
20 km, auf denen nachts durchschnittlich mehr als 12
Güterzüge fahren.

5.3 Gewerbelärm

5.3.1 Spezifische Probleme

Trotz der langjährigen Praxis zur Minderung des
Gewerbelärms auf der Basis der TA Lärm (1968,
1998 [22], vgl. auch die IRW in Bild 1) sind die Belästi-
gungen durch Industrie- und Gewerbelärm noch rela-
tiv hoch (Tabelle 1).
Aus vielen aktuellen Lärmwirkungsstudien ist be-
kannt, dass die Sensibilität der Menschen gegenüber
Geräuschen in den letzten Jahren eher zugenommen
hat. Die Umfragen des Umweltbundesamts und des
BMU zu Störungen durch Lärm – im Rahmen der Be-
fragungen zum Umweltbewusstsein in Deutschland –
zeigen trotz der relativ anspruchsvollen Schutzwerte
der TALärm eine leichte Zunahme (im linearen Trend,
eigenen Auswertung nach Daten des UBA) bei der Stö-
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rung durch Industrie- und Gewerbelärm seit dem Jahr
2000. Der Anteil der mehr oder weniger Gestörten
durch Industrie- und Gewerbelärm liegt aktuell (2016)
mit 46 Prozent an dritter Stelle der störenden Quellen,
noch vor dem Fluglärm (44 Prozent) und Schienenver-
kehrslärm (39 Prozent).

5.3.2 Durchgeführte und beabsichtigte
Änderungen der TA Lärm

Im Rahmen der Innenentwicklung wurde das Urba-
ne Gebiet (MU) in die BauNVO eingeführt ([5], § 6a)
und die TA Lärm entsprechend geändert (Erhöhung
der IRW am Tag um 3 dB(A) gegenüber demMischge-
biet). Dies wird eher zu einer Zunahme der Konflikte
führen.
Seitens des Bausektors wird schon seit langem ge-
fordert, die von der TA Lärm ausgeschlossenen Lö-
sung der Probleme durch passiven Schallschutz wie
beim landgebundenen Verkehr endlich zuzulassen (sie-
he auch Abschnitt 5.5). Der Arbeitsring Lärm der
DeutschenGesellschaft für AkustikALD hat diese Be-
mühungen wie folgt bewertet:
„Der Vorrang des Außenschutzes – das zeigen die For-
derungen und Präferenzen der Betroffenen – ist bei ge-
werblichen und Sportanlagen beizubehalten . . . Für einen
angemessenen Interessenausgleich zwischen Anwohnern
und Anlagenbetreibern ist Außenlärmschutz unabding-
bar. Die im Zusammenhang mit der innerstädtischen
Verdichtung geforderte Festsetzung von Innenpegeln
würde die Schutzkonzeption des deutschen Lärmschutz-
rechts zur Disposition stellen: Sind Immissionsrichtwer-
te innen (und nicht mehr außen) einzuhalten, wird Lärm-
bekämpfung nicht mehr vorrangig an der Quelle anset-
zen müssen. Damit entfällt für den Anlagenbetreiber der
Anreiz zur Emissionsminderung. Das widerspricht dem
im BImSchG angelegten Verursacherprinzip. Nur über
eine Festsetzung von Außenpegeln kann auch ein Min-
destmaß an Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum
gesichert werden.“ [44]
Zudem stellt eine Überwachung von Innenpegeln die
Vollzugsbehörden vor kaum zu überwindende tech-
nische und organisatorische Hürden: Variabilität des
Frequenzspektrums, Impulshaftigkeit, Geräuschspit-
zen und tieffrequente Geräuschanteile sind zu berück-
sichtigen, die so beimVerkehrslärm nicht gegeben sind.
Eine entsprechende dauerhaft wirksame Dimensionie-
rung der Schallschutzfenster ist daher grundsätzlich
kaum möglich.

5.4 Umgebungslärm

Die Lärmaktionsplanung (LAP) nach der EU-Richtli-
nie zum Umgebungslärm [8] ist seit dem Jahr 2008 im
Fünfjahresrhythmus durchzuführen. Hierzu sind die
Geräuschbelastungen nach einheitlichen europäischen
Geräuschindikatoren (Lden undNachtpegel Lnight) und
Prognosemodellen (seit dem 01.01.2019 CNOSSOS-
DE) zu ermitteln undLärmaktionspläne, vorrangig für

den Verkehrs- und Gewerbelärm, aufzustellen. Dabei
ist die Öffentlichkeit zu beteiligen. Der Prozess wur-
de 2007/2008 gestartet, aktuell wird die 3. Stufe um-
gesetzt. Die LAP ist besonders für Kommunen von
Bedeutung, da nun auch die Bestandsstraßen derKom-
munen systematisch in die Lärmminderung einbezo-
gen werden müssen. Die Pflicht zur Öffentlichkeitsbe-
teiligung hat das Bewusstsein für Lärmprobleme deut-
lich erhöht. Die LAP bietet zudem grundsätzlich die
Möglichkeit, das Zusammenwirken der verschiedenen
Lärmquellen zu berücksichtigen.
Die LAP ist in Deutschland schleppend angelaufen
und auch im Jahr 2016 hatten noch nicht alle dazu ver-
pflichteten Ballungsräume und Gemeinden ihre Lärm-
aktionspläne der 2. Stufe (2012/2013) entwickelt. Zu-
dem genügten etliche der Lärmaktionspläne nicht den
EU-Vorgaben. Auch wurde in einigen Fällen die Öf-
fentlichkeit nicht korrekt beteiligt.
Die Europäische Kommission hat deshalb am
29.09.2016 ein Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland eingeleitet (Nummer 2016/2116) und in-
zwischen durch eine begründete Stellungnahme ver-
schärft [45]. Das Verfahren läuft derzeit immer noch.
Die Lärmaktionsplanung und die Lärmsanierungspro-
gramme als zweites wichtiges Instrument der Heilung
lauter Bestandssituationen sind bislang nicht harmoni-
siert worden.Die Bürgerinnen und Bürger sind deshalb
mit zwei unterschiedlichenVorgehensweisen und damit
auch unterschiedlichen Belastungsberechnungen kon-
frontiert, was zu Irritationen führt. Allerdings wird
seit 2019 versucht, die Programme für den Bereich des
Schienenverkehrslärms zu harmonisieren.

5.5 Bauleitplanung

Die Bauleitplanung nach dem BauGB [1] hat im Zu-
ge des städtischen Wohnungsneubaus nach dem Prin-
zip der Innenentwicklung einen hohen Stellenwert für
die Vermeidung neuer geräuschbelasteter Wohngebie-
te. Grundsätzlich bestehen dabei einige Probleme:
– Das Schutzniveau in einem Baugebiet wird – wie

bereits beschrieben – durch die Gebietsausweisung
(BauGB, BauNVO [5]) bestimmt, ohne dass eine
Begründung aus der Sicht der Lärmwirkungsfor-
schung dafür vorliegt.

– Das Schutzziel „Gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse“ imBauGB ist semantisch nicht konsistent
mit demBImSchG-Schutzniveau, dass auch die Ver-
meidung erheblicher Belästigungen zum Ziel hat.

– Für die heranrückende Wohnbebauung gibt es nur
die Orientierungswerte derDIN 18005„Schallschutz
im Städtebau“ [21], die allerdings ein ambitioniertes
Schutzniveau vorgeben.

– 2017 wurde das Urbane Gebiet (MU) mit dem ge-
ringsten Schutzniveau für Gebiete mit Wohnnut-
zungen eingeführt (Bild 1). Es besteht die Gefahr
des Etikettenschwindels, wenn eigentlich Allgemei-
ne Wohngebiete (WA) – nur aufgrund der höheren
baulichen Dichte – als MU konzipiert werden.
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Besonders umstritten ist das Problem einer an ge-
werbliche Anlagen heranrückenden Wohnbebauung.
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Recht-
sprechung das Prinzip der „Spiegelbildlichkeit“ für
die Bauleitplanung eingeführt (Urteil des BVerwG 4
C 8.11 vom 29.11.2012 [46]), indem es die Gültigkeit
der Schutzprinzipien für den Gewerbelärm auch für
den Fall der heranrückenden Wohnbebauung postu-
liert hat. Das betrifft vor allem die Vorgabe, dass die
TA Lärm keine Lösung der Lärmkonflikte durch pas-
siven Schallschutz zulässt. Das Gericht hat die Bedeu-
tung des Außenschutzes unterstrichen:
„Damit sichert die TA Lärm von vornherein für Wohn-
nutzungen einen Mindestwohnkomfort, der darin be-
steht, Fenster trotz der vorhandenen Lärmquellen öffnen
zu können und eine natürliche Belüftung sowie einen er-
weiterten Sichtkontakt nach außen zu ermöglichen, oh-
ne dass die Kommunikationssituation im Innern oder das
Ruhebedürfnis und der Schlaf nachhaltig gestört werden
können.“
Es hat deshalb zahlreiche Initiativen gegeben, die Aus-
schließlichkeit des Außenschutzes in der TALärm oder
für die heranrückende Wohnbebauung zu beseitigen.
So hat die Bauministerkonferenz am 22. Februar 2019
im TOP 10 „Anpassung der TA Lärm . . . an die Er-
fordernisse einer nachhaltigen Stadt- undOrtsentwick-
lung“ gefordert: „Anpassung des Bundesimmissions-
schutzrechtes (BImSchG und/oder TA Lärm), das es
ermöglicht, Lärmgrenzwerte bei an Gewerbebetriebe
heranrückende Wohnbebauung durch passive Schall-
schutzmaßnahmen einzuhalten.“ [47].

6 Fazit

Die Lärmwirkungsforschung hat in den letzten Jahren
neue Erkenntnisse zu den schädlichen Umwelteinwir-
kungen durchVerkehrsgeräusche gewonnen.Die Emp-
findlichkeit der Bevölkerung gegenüber diesen Geräu-
schen ist zum Teil deutlich gestiegen. Es wurde nach-
gewiesen, dass die möglichen Krankheitsrisiken nicht
nur – wie seit längerem bekannt – Herzinfarkte, son-
dern weitere relevante Krankheitsbilder (wie Depres-
sionen,Herzinsuffizienz, Schlaganfälle usw.) umfassen.
Zwar blickt Deutschland auf eine lange Praxis der
Lärmbekämpfung zurück, spätestens mit dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz von 1974 sind grundle-
gende Prinzipien und Schutzkonzepte rechtlich veran-
kert worden. Das BImSchG hatte aber von Anfang
an das Defizit, bestehende Lärmsituationen nicht ein-
zubeziehen und keine konkreten Verfahrensweisen für
die Minderung der Gesamtlärmbelastung bereitzustel-
len. Manche Quellen wie der Schienenverkehr sind erst
sehr spät (ab etwa 1999) einer systematischen Minde-
rung unterzogen worden. Neue Quellen sind in großer
Zahl hinzugekommen, z. B. die motorisierten Laubblä-
ser oder der tourismusinduzierte, verhaltensbezogene
Lärm. Deshalb wundert es nicht, dass die Beeinträchti-

gungen der Bevölkerung durch Geräusche immer noch
zu hoch sind. Die Schutzmaßnahmen konnten den gro-
ßen Zuwachs an Lärmquellen, beispielsweise durch
die Massenmotorisierung nur teilweise kompensieren.
Zum Teil liegt dies auch daran, dass manche Pro-
gramme wie das der Umrüstung der Güterwagen ei-
nen langen Umsetzungszeitraum brauchen. Auch die
Vorgaben zurMinderung der Geräuschemissionen von
Kraft- und Schienenfahrzeugen oder Flugzeugen (mit
Ausnahme von Start- und Landeverboten für sehr lau-
te Flugzeuge) bewirken wegen der bisherigen Anwen-
dung allein auf Neufahrzeuge nur ein sehr langsames
Sinken der Emissionen.
Die beiden zentralen Forderungen an die Politik sind
eine Gesamtlärmbetrachtung und ein verbindlicheres
Recht für die Bestandssituationen.
Das historisch gewachsene Immissionsschutzrecht für
die verschiedenen Quellen muss harmonisiert werden,
damit diese in eine Gesamtlärmbetrachtung einbe-
zogen werden können. Die Zersplitterung in diverse
Regelwerke mit jeweils spezifischen Vorgehensweisen
ist für die Betroffenen schwer nachzuvollziehen (auch
wenn sie zum Teil ihre Berechtigung in den Eigenar-
ten der Quellen hat). Die Schutzprinzipien für die sen-
siblen Zeiten wie die Nacht oder die Sonn- und Feierta-
ge müssen aufeinander abgestimmt werden. Bezüglich
des Schutzes der Außenwohnbereiche, der Stadtplätze
und der noch ruhigen Gebiete sollte die Harmonisie-
rung auf hohem Niveau erfolgen: Eine Stärkung der
aktiven Schutzmaßnahmen beimVerkehrslärm statt ei-
nem Abbau des ausschließlichen Aktivschutzes in Re-
gelwerken wie der TA Lärm.
Für die Bestandsituationen sind grundsätzlich eben-
falls Immissionsgrenz- oder -richtwerte einzuführen,
die in einem Stufenplan einzuhalten sind. Dazu hat es
ja bereits in Form des Verkehrslärmschutzgesetzes weit
gediehene Gesetzesvorschläge in den 80er-Jahren ge-
geben. Auch die bisherige Anwendung von Geräusch-
grenzwerten nur für die jeweils neuen Quellen ist zu
überdenken. Das Beispiel des Schienenverkehrslärms
und die faktische Elimination der lauten Güterwagen
ab 2020 in der Schweiz, 2021 in Deutschland und 2025
in der EU zeigt die grundsätzlicheMachbarkeit solcher
Lösungen.
Ein Blick auf die einzelnen Quellen zeigt ein sehr un-
terschiedliches Maß an technischer und rechtlicher In-
novation.
Gerade bei der Quelle, die die höchsten Beeinträchti-
gungen zur Folge hat, beim Straßenverkehr, sind die
geringsten Fortschritte erzielt worden. Diese sind zu-
dem eher das Ergebnis lokalen Handelns oder der In-
itiativen der Länder – wie bei der Einführung von
Tempo-30-Regelungen an klassifizierten Straßen.
Große Fortschritte sind hingegen bei der Minderung
des Schienenverkehrslärms erzielt worden. Hier sind
die wichtigsten Regelungsdefizite seit Ende der 90er-
Jahre weitgehend beseitigt worden, der Schutz vor
Schienenverkehrslärm kann inzwischen als ein gutes
Beispiel für andere Quellen gelten. Mit dem einstim-
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migen Beschluss des Bundestags 2016 zum „überge-
setzlichen Lärmschutz“ bei bestimmten Infrastruktur-
projekten ist sogar die Revision der Lärmvorsorge
eröffnet. Trotzdem bleiben an den wichtigsten Bahn-
strecken auch nachUmsetzung der Programme bis En-
de 2020 die Belastungen zu hoch, eine Weiterentwick-
lung des Instrumentariums ist deshalb erforderlich.
In den urbanenGebieten wird die Lärmsituation durch
das Zusammenwirken von Verkehr, Gewerbe und In-
dustrie, Sport- und Freizeitanlagen bestimmt. Die
Anhebung der Immissionsrichtwerte in den urbanen
Gebieten hat zur Folge, dass sich auch der Gesamt-
lärm deutlich erhöhen dürfte. Es steht zu befürchten,
dass die Bewohner Stadtquartiere mit hohen Immis-
sionen bei nachlassendem Siedlungsdruck wieder ver-
lassen werden, sodass das ursprüngliche Ziel einer nut-
zungsgemischten Stadt der kurzen Wege nur partiell
erreicht wird. Der bis heute unzureichende Verkehrs-
lärmschutz darf nicht zum Maßstab für eine „Anpas-
sung“ der Lärmschutzgesetzgebung an die veränderten
Bedingungen der Innenentwicklung werden.
Ein fortschrittlicher Lärmschutz sollte besser in an-
dere Politikfelder integriert werden: Vor allem die
Lösung des Straßenverkehrslärmproblems ist ohne
einen grundlegenden Verkehrswandel, der auch für den
Schutz des Klimas und vor Luftschadstoffen unum-
gänglich ist, nicht zu schaffen. Der Straßenverkehrs-
lärmschutz muss stärker in eine nachhaltige Stadt- und
Regionalpolitik integriert werden, die aktuell wegen
der erforderlichen Dekarbonisierung, der Nutzung der
Digitalisierung und veränderter Mobilitätsformen oh-
nehin vor einem großen Wandel steht. Die prioritä-
ren Nachhaltigkeitsinstrumente der Verkehrsvermei-
dung undVerkehrsverlagerung sind auch für die Lärm-
bekämpfung zu nutzen.
Schließlich braucht der Schutz vor Lärm auch ei-
nen kulturellen Wandel. In einer liberalisierten Gesell-
schaft mit einem hohenMaß anFreizeitaktivitäten und
einem vielfältigen Kulturangebot ist eine Besinnung
auf die Tugend der Rücksichtnahme unerlässlich, da
sonst der verhaltensbezogene Lärm weiter zunehmen
wird. Es wird vonnöten sein, die schwierige Balance
zwischen einer offenen und lebendigen Stadt und den
berechtigten Ansprüchen der Bürgerinnen und Bürger
auf akustische Autonomie und Phasen der Ruhe zu er-
reichen.
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1 Einleitung

Der Beitrag „Die Neufassung von VDI 4100 und ihre
Auswirkung auf die Bau-/Planungspraxis und die Recht-
sprechung“ aus dem Bauphysik-Kalender 2014 wurde
überarbeitet und aktualisiert. Die Schallschutznorm
DIN 4109 wurde im Jahr 1944 erstmalig in Deutsch-
land herausgegeben und stellt seit vielen Jahren das
zentrale Regelwerk für den Schallschutz in Gebäuden
dar. Dies liegt insbesondere darin begründet, dass DIN
4109 neben Anforderungen auch Angaben und Re-
gelungen zu rechnerischen und messtechnischen Me-
thoden (inklusive entsprechender Bauteildaten), die
zum Nachweis der Erfüllung der Anforderungen er-
forderlich sind, bereitstellt. Ein ausführlicher Über-
blick über die wechselvolle Geschichte von DIN 4109
findet sich z. B. in [1] oder [2]. Das Ziel der An-
forderungen in DIN 4109 bezieht sich ausdrücklich
nur auf den Schutz von Menschen in Aufenthaltsräu-
men vor unzumutbaren Belästigungen und der Wah-
rung der Vertraulichkeit bei normaler Sprechweise.
Durch ihre bauaufsichtliche Einführung hat DIN 4109
einen ordnungsrechtlichen Charakter und ist in je-
dem Fall einzuhalten. Privatrechtlich kann hingegen
in vielen Fällen ein höheres Schallschutzniveau ge-
schuldet sein als der in DIN 4109 definierte Schutz
vor unzumutbaren Belästigungen [3]. Mit der Her-
ausgabe von DIN 4109:1998-11 wurden mit dem Bei-
blatt 2 zu DIN 4109 zusätzlich Empfehlungen für ei-
nen erhöhten Schallschutz ausgesprochen, welche für
privatrechtliche Vereinbarungen herangezogen werden
können.
Diese Empfehlungen weisen gegenüber dem „Mindest-
schallschutz“ in DIN 4109 nur eine geringe Verbesse-
rung (z. B. 1 dB bei Wohnungstrenndecken und 2 dB
bei Wohnungstrennwänden) auf und sind deshalb für
die Bewohner in der Regel nicht wahrnehmbar. Vor
diesem Hintergrund erarbeitete 1994 eine Gruppe von
Fachleuten auf dem Gebiet der Akustik ergänzend zu
DIN 4109 erstmals die Richtlinie VDI 4100 [4]. VDI
4100 definiert neben denAnforderungen aus DIN 4109
(Schallschutzstufe I) zwei höhere Schallschutzstufen
(SSt II und SSt III), die – wie bereits DIN 4109, Bei-
blatt 2 – alsGrundlage für vertragliche Vereinbarungen
herangezogen werden können.
Das Erscheinen von VDI 4100 führte zu erheblichen
Widerständen verschiedener Kreise. Diese Widerstän-
de gipfelten in der Ergänzung des Einführungserlasses
zu DIN 4109, dass VDI 4100 in NRW nicht als all-
gemein anerkannte Regel der Technik erlassen worden
sei [5]. Nichtsdestotrotz etablierte sich die Richtlinie in
der Baupraxis und wurde/wird von einem Großteil der
Fachplaner als Planungshilfe eingesetzt [6,7].
Mit der Erarbeitung und Herausgabe von E DIN
4109-10 [8] wurde im Jahr 2000 der Versuch der Har-
monisierung von DIN 4109 und VDI 4100 unternom-
men. Dieser Versuch scheiterte jedoch am Widerstand
von Teilen der Bauwirtschaft und der Bauindustrie, der
eine Herausgabe der Norm als Weißdruck verhinderte.

Infolgedessen wurde VDI 4100:1994-09 mit einigen re-
daktionellen Änderungen, ansonsten aber weitgehend
unverändert als VDI 4100:2007-08 [9] neu herausgege-
ben. Von der Rechtsprechung werden neben DIN 4109
Beiblatt 2 die SSt II und SSt III aus VDI 4100:2007-08
als mögliche Anhaltspunkte für die allgemein aner-
kannte Regel der Technik für einen Schallschutz üb-
licher Art und Güte genannt [3].
Im Zuge einer darauf folgenden grundlegenden Über-
arbeitung wurde die Richtlinie VDI 4100 auf nachhall-
zeitbezogeneKenngrößen (DnT,w, L

′
nT,w und LAFmax,nT)

sowie die Berechnungsverfahren der damals noch nicht
veröffentlichtenDIN 4109 [10] umgestellt und nach der
Veröffentlichung von zwei Entwürfen [11, 12] als VDI
4100:2012-10 [13] veröffentlicht.
Nachfolgend werden zunächst die wesentlichen Än-
derungen von VDI 4100:2012-10 gegenüber VDI
4100:2007 vorgestellt und erörtert. Es wird auf die
Herleitung der aktuellen Schallschutzstufen eingegan-
gen, bevor anhand von Vergleichsrechnungen – sowohl
an exemplarisch gewählten, fiktiven Übertragungssi-
tuationen als auch an einer Reihe von realen, aktuel-
len Wohngebäuden – die Auswirkungen der aktuellen
Richtlinie VDI 4100 aufgezeigt werden. Der Schwer-
punkt wird dabei auf den Luftschallschutz in Wohn-
gebäuden gelegt, da dieser im aktuellen Schallschutz-
konzept von VDI 4100:2012-10 die größten Probleme
für die Planung und Baupraxis verursacht. Anschlie-
ßend werden erste Reaktionen der Fachöffentlichkeit
auf die Herausgabe von VDI 4100:2012-10 sowie bis-
herige Erfahrungen zur Anwendung der Richtlinie in
der Planungspraxis zusammengefasst, bevor der Bei-
trag mit einem Fazit und einem Ausblick auf die zu-
künftige Entwicklung der Regelwerke zum erhöhten
Schallschutz schließt.

2 VDI 4100:2012-10:
neue Kenngrößen – neue
Schallschutzstufen

2.1 Alte oder neue Beurteilungskenngrößen?

In der Vergangenheit wurden Anforderungen an den
Schallschutz über bauteilbezogene Kenngrößen (R′

w,
L′
n,w) definiert. Mit der Einführung des europäischen

Rechenverfahrens nach EN 12354 [14, 15], welches
die Grundlage für DIN 4109 [16–24] bildet und der
Praxis z. B. mit dem KS-Schallschutzrechner [25] be-
reits seit dem Jahr 2000 in anwenderfreundlicher Form
zur Verfügung steht, weitete sich der Betrachtungs-
horizont aus. Das neue Rechenverfahren erlaubt die
systematische Erfassung aller Schallübertragungswe-
ge unter Berücksichtigung des Einflusses der Direkt-
schalldämmung des Trennbauteils, der Stoßstellenaus-
bildung, der Flankenbauteile sowie der Geometrie der
Übertragungssituation [1] (Tabelle 1). Damit erlaubt
das Rechenverfahren die Ermittlung eines „situati-
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Tabelle 1. Kennwerte R′w und DnT,w – Ermittlung der Kennwerte aus der Messung sowie Parameter
für die Berechnung nach verschiedenen Normen

R′w DnT,w
DIN 4109, Bbl. 1 E DIN 4109-2 VDI 4100:2012 +

E DIN 4109-2

Ermittlung aus Messung: R′w = LS − LE + 10 lg(S/A) DnT,w = LS − LE + 10 lg(T/T0)

Parameter für Berechnung:

Bauteile/Konstruktionen Masse des Trennbauteils m′ ✓ ✓ ✓
Masse der Flanken m′ pauschal ✓ ✓

Vorsatzschale auf Flanken pauschal ✓ ✓

ungünstige Lochung – ✓ ✓

Geometrie Trennbauteilfläche Ss – ✓ ✓

Kantenlänge der Flanken lf – ✓ ✓

Flankenfläche Af – ✓ ✓
Empfangsraumvolumen VE – – ✓

Stoßstellen Anbindung der Flanken – ✓ ✓
Kreuz- oder T-Stoß – ✓ ✓

elastische Entkopplung – ✓ ✓

onsabhängigen“ Bau-Schalldämmmaßes R′
w. Weiter-

hin ermöglicht das Rechenmodell nach EN 12354 die
Umrechnung in die nachhallzeitbezogene Kenngröße
DnT,w, bei deren Berechnung zusätzlich das Raumvo-
lumen eine Rolle spielt.
Sowohl für DIN 4109 als auch für VDI 4100 war
zwischenzeitlich eine Umstellung auf die nachhall-
zeitbezogenenKenngrößenDnT,w, L

′
nT,w und LAFmax,nT

vorgesehen, da diese teilweise besser mit dem Hör-
empfinden des Menschen in Einklang stehen als die
bisherigen Kenngrößen [26]. Die Umstellung auf die
neuen Kenngrößen führt dazu, dass die daraus re-
sultierenden Anforderungen an die bauteilbezogenen
Größen wie bewertetes Bau-Schalldämmmaß R′

w und
bewerteter Normtrittschallpegel L′

n,w stark von der
Raumgeometrie abhängen. Je größer zum Beispiel die
Raumtiefe senkrecht zu einerWohnungstrennwand ist,
desto kleiner kann das bewertete Bau-Schalldämm-
maß R′

w sein, um die Anforderung an einen vorge-
schriebenen DnT,w-Wert zu erfüllen. Vor dem Hin-
tergrund dieses Zusammenhangs war das neue Kon-
zept in E DIN 4109:2006-10 durch verschiedene Ein-
schränkungen und Modifikationen indirekt zu einem
gewissen Teil wieder in die alten Kenngrößen über-
führt und damit ad absurdum geführt worden (siehe
z. B. [27,28]). Dies hatte eine Vielzahl von Einsprüchen
gegen EDIN 4109-1:2006-10 [26] zur Folge. Angesichts
dieser Schwierigkeiten hat der Normenausschuss NA
005-55-74 AA „DIN 4109“ die Entscheidung getrof-
fen, die bauteilbezogenen Größen als kennzeichnende
Größen beizubehalten und diese als Grundlage für die
Definition der Anforderungen in DIN 4109-1 [16] her-
anzuziehen.

Sowohl für die bauteilbezogenen als auch für die nach-
hallzeitbezogenen Kennwerte gibt es gute Argumente
undmit der Erörterung der Vor- undNachteile der bei-
den Konzepte ließe sich ein umfangreiches Werk fül-
len. Im Rahmen der hier angestellten Betrachtungen
soll nur auf einige wesentliche Aspekte eingegangen
werden.
ZweiGründe, die insbesondere in Bezug auf die Schall-
schutznorm DIN 4109 dazu geführt haben, die Um-
stellung auf nachhallzeitbezogene Kenngrößen zu wi-
derrufen, lagen in bauaufsichtlichen Bedenken, dass
das Schallschutzniveau der alten Norm durch die
neuen Kenngrößen bei konsequenter Anwendung des
DnT,w-Konzeptes abgesenkt werden würde und in der
rechtlichen Problematik, die aus dem nachträglichen
Einbau einer inneren Trennwand entstehen kann. In
einem solchen Fall folgt aus der Änderung des Raum-
volumens eine Absenkung der bewertetenNormschall-
pegeldifferenz DnT,w, was bedeutet, dass ein zuvor ein-
gehaltener Nachweis nach dem Einbau der Trennwand
ggf. nicht mehr eingehalten ist. Ein Grund der für
die nachhallzeitbezogenen Kenngrößen spricht, liegt in
der besseren Korrelation der Kenngröße zur mensch-
lichen Wahrnehmung, insbesondere im Falle versetzt
angeordneter Räume (Abschnitt 4).
Ungeachtet der Entwicklung bei DIN 4109 hielt der
für VDI 4100 zuständige Arbeitskreis an den nachhall-
zeitbezogenen Kenngrößen fest, wodurch das Schall-
schutzniveau bei deren Anwendung in bestimmten Fäl-
len (nämlich bei großen Raumvolumina) unterhalb des
Niveaus der alten Regelwerke (VDI 4100:2007 bzw.
DIN 4109) liegen würde. Der Arbeitskreis umging die
Problematik mit der nachfolgend beschriebenen Erhö-


